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114/J Anfro.ge 

... 
der Ab.g.nr .• P f c i f c r ,nr. Kopf, nipl .... lng.Dr. S c heu c h und 

GcnoSSel1@n.die BundeSregierung, J 

betreffend ,die EinbringUllg einer Regierungsvorlage über ein Besatzun.r;ssohäden­

gesetz. 

. .-.- .. 
Schon in der VI. Gcsetzgcbun,~speriode des No.tiol'J.alrates haben mr am 

25.Juni 1952 uuter 515/J eine Anfrage an die Bundesregicr~g eingebracht, in 

'\7elcher diese gefragt l1urde, ob sie bereit_ist: 

1.) dem Nationalrat zu Beginn der Herbsttagung eine Gesetz~svorlageüber die 
, 0 

Vergütung von~eistungen für eine Besatzungsmacht und die Entschädigung von 

Bosa.tzungsschä:! en vor zulegen; .... -
2.)t1it den vier_Besatzuuc;smächten uegen der. Erhllhung der von ihnen nach den", 

Grundsätzen des YÖlkerrechtes.zu leistenden Vergütungen und Entschädigungen 

zu verhandeln und dC4'LNationalmt das Ergeb11is 11'li tzuteilen. .... 

Diose Anfrage uurde durch den damaligen Bund.eskanzler Irig ... nr.Figl namens 

der Bundesreg1er1.lllg im_September 1952 dahin beantl1orlet, dass der Entuurf'· eines. 

Gesetzes zur Regelung der Bcsatzungssohäden in der a.r1l.f:rikanisohen Zone dem.· 

ITationalratin der Herbstsessioll vorgelegt uerdon. uird und dass -das für die 

amerikanische_Besatzungszone'in Aussicht genomnene Gesetz nach dessen Inkraft­

treten den t:mderen drei Besatzungsmächten zur analogen Anuel'ldung empfohlen 

i7erden l7ird,. 

niese inhaltlioh nioht voll befriedigende Zusage~urde aber bis heute 

nioht erfUllt, obl7ohl ein Entl7Urf eines Besatzungasohädengeactzcs im Finanz­

ministerium schon. seit l~g~ vorbcroite~st und~diß berufenen Faktoren, vor 

allem die Arbeitsgemeinsohaft aller Sohutzverb~nde~der Inhaber beschlagnahmter 

Wohnungen und Häuser, zU d.i osem Entwurfe Stellung gonotltlon habt:n.. Aus a.ller-­

'jüngster Zeit sei auf' den Aufsatz "Grundsätze eines Besatzungsschädensgesetzes ft 

von Rechtsanl7alt D-r. Albert Schwarz, VTien, Vorstaltdsmitgliedde:r eri1ähl1ten 

.i\.rbeitsgetleinschaft, inder Zeitschrift "Der Sta.atsbürgertf, 7.Jahrgang, 

'2.Folge,. hinge'i7iesep.. In .di.osem wird vorallotl dar auch von uns verfochtene 

Standpunkt vertreten,. dass das Besatzungs sol1ädengcsetz für alle vier Besatzungs. 

zonen, also !Ur das ganze BundeSgebiet einheitlioh gelten muss. 
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~Auoh der Nationalrat !1at sich in der abgu1au:fcnun_Budgetdeba:t.te.'bei ~ 

Behandlung der· Gruppe XI mit der F.rage der_Entschädigung von Besatzungsschäden 

befasst. In der Sitzung vom 15 .. 12.1953 TIUrdc l1achfol~(;)nde ~ntschlie SSllnll 

einstimL1ig angenomoen: 

"nie BUllCl.esreF(iarung \1011e,,0.ie Verhm1dlungul1 mit_dEm Besatzungsmächten 

ü.~r die_Entschädigungsza.hlun.~en für Besatzul1Gsschäden ehestens zu &nde . 

führen, damit bei den in den nächsten Wochen unr:'. Monaten zu geu-ärtigenden 

Freigaben angemessene Elltschädigungen tunliehst. rasoh ;flüssig gemacht 

werden können." 

In der Deba.tte selbst wurde darauf ~hi:1r;.B~7i0sel'h dasS aus den bedeut cl'([ an 

Einnahmen aus den 'Bcsatzul1:NskostcnlH:i trägen! di;~ t.1"otz 'JegfalL des eigentlichen 

Zweckes weiter eingehobenuerde1'l, die der Republik österreich duroh ein_öster­

reiohi$öhes ·Besa.t zungsschädenges etz a11<mfa11s er'lachsenden AUSgab en gedeokt 

werden könntell. 

nie gefertigten l~bgeordlteten stellen daher an die Bundesregierung die 

l. Zu welchem Ergebnis habcn r'iG Verhmldlullgel1 111i t den Besntzungsrechten 

über die Entsahädigungszw1lwlgen geführt?_ 

2._Wrutn ge~enkt die Bundesregierung das schon vor eineinhalb Jahren 

angeltiil1digteBesatzungsscMa engesetz einzubringOll? 
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